(Zweites Blatt.) 


Zeikung. 


neue Nachrichten. 


| Heidelberg, 28. Mal. Profeſſor Kußmaal, 
Senlorder deutſchen Kliniker, ein Schüler Virchovs, 
iſt in Folge eines Aſthmaanfalles geſtorben. Er 
| war 1822 geboren, 
Lüdenſcheid, 28. Mal. In der Ortſchaft 
| Auguſtenthal wurde das Denkmal Kalſer Wilhelms 
vollſtändig zerſtört, nachdem ein Relleſbild des Kalſers 
vor wenigen Tagen berelts gewaltſam entfernt wor⸗ 
den war. Eine nichtswürdige Tat! 
Florenz, 28. Mat. Bel einer Wagenfahrt ver- 
unglückt find die Witwe und Tochter des verſtor⸗ 
benen Malers Böcklin. Dieſe wurde ſchwer vers 
wundet, jene erlitt leichtere Verletzungen. 


Preußischer Landtag. 
Abgeordentenhaus. 
78. Sitzung vom 28. Mai, 12 Uhr. 


Erſte Beratung des Geſetzentwurfs, betr. die 
Neuregelung der Vertragsverhältniſſe der Maln⸗ 
Neckar⸗Bahn. 
| Miniſter v. Thielen: An der Verwaltung 
ſeien Baden, Heſſen und Preußen betelligt; es 
handle ſich bei der Vorlage darum, einheitliche und 
vereinfachte Normen für dle Verwaltung zu ge⸗ 
winnen, wodurch letztere verbilligt werde. Es 
handle ſich hier nicht um eine große politiſche 
Aktion. 

Abg. Nölle (ul.): Preußen habe bei feinem 
koloſſalen Bahnbeſitz nicht das allergeringſte Inter⸗ 
eſſe, auf eine ſolche Vereinheitlichung hinzudrängen. 
Abg. Sehr. v. Zedlitz (ft.) erblickt in der 
Vorlage einen weſentlichen Fortſchritt für unſer 
Elſenbahnweſen. 

Miniſter v. Thielen: Mein Kollege in Dres⸗ 
den ſowle der ſüchſiſche Finanzminiſter haben an⸗ 
erkannt, daß unſer Verhültnis zu Sachſen das 
denkbar beſte iſt. Ganz unrichtig iſt die Behaup⸗ 

| tung, daß der Durchgangsverkehr durch Sachſen ſich 

verringert habe, weil Preußen ſeinen Verkehr von 

Slachſen abziehe. Der Durchgangsverkehr in Sachſen 
hat ſich im Gegenteil erheblich vermehrt. In jedem 
Fall iſt Preußen Sachſen gegenüber jeder Zeit 
loyal verfahren. 
Abg. Fritzen (Ctr.) giebt ſeiner Genugtuung 
darüber Ausdruck, daß die preußiſche Staatsbahn⸗ 
verwaltung niemals ihr finanzielles und polltlſches 

Uebergewicht dazu benutzt habe, um die anderen 
Staaten zu drücken. Er halte ein Reichselſenbahn⸗ 
ſyſtem nicht für wünſchenswert. 

Abg. v. Pappenheim (konſ.): Die preußlſche. 
Verwaltung habe ſtets loyal gehandelt. 
| Abg. Funck (Freiſ. Vpt.): Es beſtehen auf 
den badiſchen und heſſiſchen Bahnen Verkehrseln⸗ 

richtungen, wie wir ſie leider nicht beſitzen. 
Außerdem iſt dort die Stellung der unteren Be» 
amten zum teil eine weſentlich beſſere. Ferner iſt 
es erwünſcht, daß nicht Erſparniſſe gemacht werden 
auf Koſten der Betrlebsſicherheit. 
Miniſter v. Thielen: Der Betrieb komme 
bel den Erſparnſſſen garnicht in Frage, im Gegen⸗ 
tell würden in dleſer Richtung noch mehr Ausgaben 
erforderlich ſein. 

Die Vorlage geht an die Budgetkommiſſlon. 
Es folgt die erſte Beratung des Geſetzentwurſes, 
betr. die Befähigung für den höheren Verwal⸗ 
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Miniſter Frhr. y. : Es iſt 
N unbeſtreltbar, daß in Nas 8 Ri 
wilckelung des Öffentlichen Lebens im letzten Viertel⸗ 

jahrhundert unſeren Verwaltungsbeamten heute eine 
ungeheure Aufgabe obliegt. Ich möchte aber der 
Legende entgegentreten, als ob die Söhne gewiſſer 
Berufsſtände gewiſſermaßen als Erbteil in die 
Verwaltung eintreten, ohne im Beſitz der erſorder⸗ 
lichen umfaſſenden Kenntniſſe zu ſein. Leider führen 
die jetzigen Examina die jungen Beamten allzu 
leicht dahin, mehr für das Examen als für die 
Praxis zu lernen. Ein guter Verwaltungsbeamter 
muß ſtets das richtige Verſtändnis für die Praxis 
einſetzen. Dazu gebört eine lange jorgfältige dor» 
bereitende Schulung, die nur durch die Praxis 
gewährt wird; an dieſer hat es bisher gefehlt. 
Zu einer Aenderung der bisherigen Ausbildung 
bieten ſich drei Wege. Der erſte iſt der, daß man 
von einer beſonderen Vorbildung der Verwaltungs⸗ 
beamten abſieht und daß man fie nur vorbilden 
läßt von der Juſtiz. Dann würde die Verwal⸗ 
tung einen größeren Kreis von Beamten zur Aus⸗ 
wahl haben. Das Verfahren würde aber auch 
jan Nachteile haben, denn wenn jemand ſein 


Examen als Gerichtsaſſeſſor gemacht hat, ſo iſt er 
noch nicht ein guter Verwaltungsbeamter. Der 
Weite Weg der Abhilfe iſt der, daß man eine 


Trennung zwiſchen Verwaltung und Juſtiz ſchon 
auf der Univerſität eintreten läßt. Zur Zeit halte 


| ich dieſen Weg für ungangbar. Die Kenntnis des 


römiſchen Rechts iſt unentbehrlich. Der junge 
Mann, der von der Schule abgeht, weiß aber oft 
auch nicht, welchem Zweig er ſich ſpäter widmen 
wird und es iſt nicht erwünſcht, daß er in zu 
jugendlichem Alter eine Entſcheidung zwiſchen 
Verwaltung und Juſtlz trifft. Die Reglerung iſt 
einen dritten Weg gegangen. Das erſte Examen 
ſoll für die Verwaltungs- und Gerichtsbeamten 
das gleiche ſein und dann ſoll ſich daran für dle 
Verwaltungsbeamten eine viel tiefer eingreifende 
Ausbildung anſchlleßen. Hieran knüpft ſich die 
Verbindung mit dem Geſetzentwurf betreffend das 
juriſtiſche Studium. In dleſem iſt die Verlänge⸗ 
rung des Studiums auf ſieben Semeſter vorge⸗ 
ſehen. Durch die jetzt vorgeſe hene Ordnung würde 
der junge Negierungsreferendar gewiſſe Kenntniſſe 
erlangen von dem Verfahren in Grundbuch-, 
Vormundſchafts⸗ und Schöffengerichtsſachen. Wir 
find der Meinung, daß für die Ausbildung bel 
der Juſtlz ein Zeitraum von 8 Monaten aus⸗ 
reichend iſt. Nach dieſer Zeit tritt dann der 
künftige Verwaltungsbeamte zu der Verwaltung 
über, und zwar ſoll er die weitere Zeit dann zu⸗ 
bringen beim Landratsamt, bel der Selbſtverwal⸗ 
tung und bei der Regierung. Es wird vielleicht 
notwendig ſein, im letzten Jahre der Vorbereitung dle 
Referendare bei elner beſtimmten Reglerung zu bes 
ſonderen Kurſen zuſammenzuziehen, welche voll und 
ganz ihren Aufgaben gewachſen ſind. Es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, ſie ſpäter als Aſſeſſoren noch ein⸗ 
mal ein Jahr zuſammenzuziehen, vielleicht nach 
Berlin. Das Examen ſoll weſentlich ein zwei⸗ 
ſaches fein. Die Kommiſſion ſoll ſich davon über⸗ 
zeugen, ob der junge Beamte denjenigen Grad der 
allgemeinen Bildung erreicht hat, daß er mit 
Leichtigkeit ſich in die verſchiedenſten Verhältniſſe 
hineindenken kann, und ob er bezüglich der Grund⸗ 
lagen unſerer Geſetze auch die erforderlichen poſi⸗ 
tiven Kenntniſſe beſitzt. 

Abg. Richter (Freiſ. Bpt.): Im Gegenſatz zu 
den Offtzieren ſtehen die höheren Verwaltungs⸗ 
beamten nicht auf der Höhe der erforderlichen 
Fachbildung. Schon Mintfter Boſſe hat 1887 
darauf hingewleſen. Jetzt beſchüftigt man allerdings, 
wie ich 1865 ſchon forderte, die Regierungsreferen⸗ 
dare auch auf den Landratsämtern und in den 
Kommunalverwaltungen. Der Entwurf iſt ein 
Fortſchritt, indem er im praktiſchen Vorbereitungs⸗ 
dienst die Beſchüftigung im Juſtizdienſt abkürzt zu 
Gunſten derjenigen in der Verwaltung. Aber dies 
genügt bei weltem nicht. Der geſamte Bildungs⸗ 
gang am den Univerfitäten muß für Juſtiz und 
Verwaltung getrennt werden. Die Tätigkeit belder 
Beamtenklaſſen iſt grundverſchieden. Der Ver⸗ 
waltungsbeamte hat in den Grenzen des geltenden 
Rechts Zweckmäßigkeltsrückſichten zu üben, für 


welche die Grundſätze zu entnehmen ſind aus dem g 


Organismus der Volkswirtſchaft und der Geſell⸗ 
ſchaft überhaupt. Was nützt ihm aber dazu die 
Kenntnis des römliſchen Rechts. Darum muß eine 
beſondere Fakultät der Staatswiſſenſchaften ge⸗ 
bildet werden. Daß jetzt neben den juriſtiſchen 
Disziplinen auch einige ſtaatswiſſenſchaftliche Vor⸗ 
leſungen gehört werden, genügt keineswegs. Ein 
ſolcher Bildungsgang auf der Univerfität aber iſt 
nicht zu berechnen und für Regierungsräte und 
Landräte, ſondern für eſamte höhere Verwal⸗ 
tung. Auch in der nbahn⸗Steuerverwaltung, 
Poſt-, und Kommunalverwaltung. Dort fehlt es 
überall an ſyſtematiſcher, wiſſenſchaftlicher Vorbil⸗ 
dung. Was verſteht heute ein Aſſeſſor, der Stadt⸗ 
rat oder Bürgermeiſter wird, von all jenen grund⸗ 
ſätzlichen Verwaltungsfragen in der Kommune ? 
(Sehr richtig! links.) Was den beſonderen prak⸗ 
ttfchen Bildungsgang für die Reglerung anbetrifft, 
jo bin ich ganz einverſtanden mit der Beſchrän⸗ 
tung, auf das Amtsgericht im Juſtlzdlenſt und mit 
der Ausdehnung der Beſchüftigung auf den Land⸗ 
rats⸗ und Bürgermeiſterämtern. Nicht einverſtanden 
bin ich mit der Beſchäftigung in der Domänenver⸗ 
waltung. Ich bin ſogar bei zwei Reglerungsbe⸗ 
zirkten in der Domänenverwaltung ausgebildet. 
(Zuruf rechts: Na, na!) Bel beiden Regierungen 
aber habe ich niemals auch eine Domäne zu ſehen 
bekommen. ( Heiterkeit.) Nur grüne Tiſche und 
grüne Aktenfascikel habe ich geſehen. Gleichwohl 
beſitze ich, was die Herren auf der Rechten be⸗ 
ſonders intereſſiren dürfte, das Zeugnis der Befühl⸗ 
gung zum Domünen⸗Departementsrat. (Stürmiſche 
Heiterkeit.) Was wollen Sie noch mehr ? (Helterkeit.) 
Man will jetzt die Referendare bei den Landwirt⸗ 
ſchafts⸗ und Handelskammern beſchäftigen. Dort 
glebt es dafür nicht Arbeit genug. Viel richtiger 
wäre es, einen Referendar den Gewerbeaufſichtsbe⸗ 
amten beizugeben, um die Arbeſterſchutzgeſetzgebung 
praktiſch kennen zu lernen. Viel richtiger, ſtatt in 
in der Handelskammer, würde ich erachten, den 
Referendar 2 Monate bei einer Fillale der Reichs⸗ 
bank arbeiten zu laſſen, damit er eine Vorſtellung 
vom Geld⸗ und Kreditverkehr bekommt. Wir haben 
ein ſehr intelligentes Offtzierkorps, aber man kann 


Freitag, den 30. Mai re 


nicht jagen, daß ebenſo die Blüte der Intelligenz 
im höheren Verwaltungsbeamtentum vertreten iſt. 
Familienverbindung, der Name, eine ſtrenge kon⸗ 
ſervative Geſinnung ſpielen eine große Rolle. Es 
brauchen ja nicht immer die klügſten Leute zu ſein 
(Heiterkeit), die dieſe Geſinnung haben. (Erneute 
Heiterkeit.) Man bleibt deshalb lieber in der Juſtiz 
und kann dort jedenfalls Rechtsanwalt in der freien 
Advokatur werden. Von dem Kommunalfach ſchreckt 
ab der gelegentliche Mißbrauch des Beſtätigungsrechts. 
In Folge deſſen iſt ein ſolcher Mangel an tüchtigen 
Leuten für höheren Kommunalſtellen wie nirgendwo 
ſonſt, und doch iſt dieſe Karriere gegenwärtig die 
lohnendeſte äußerlich und auch was innerliche Be⸗ 
friedigung anbetrifft. Man hat vor Jahren den 
Aſſeſſoren⸗Pharagraphen abgelehnt, um zu verhin⸗ 
dern, daß jemand als Gerichtsaſſeſſor zurückgewieſen 
wird aus äußeren Gründen, weil er nicht zu „den 
beiten Famlllen“ gehört, wie Herr Drenkmann 
meinte. Man wollte nicht die Zulaſſung abhängig 
machen von der geſellſchaftlichen Stellung, Salon⸗ 
fähigkeft und Schneidigkeit. Bel der Verwaltung 
aber bedarf es nicht erſt eines Aſſeſſoren-Phara⸗ 
graphen, die Sichtung vollzieht ſich hier ſchon bei 
Annahme der Reglerungsreferendare. Was den 
Zuſammenhang mit dem Geſetzentwurf für den 
Juſtlzdienſt anbetrifft, ſo halte ich die Verlüngerung des 
dreijährigen Univerſitätsſtudiums für durchaus ſalſch. 
Wenn man die Semeſterzahl auf der Univerſität 
verlängert, ſo erſchwert man für minderwohlhabende 
Famil ien die Möglichkeit, ihre Söhne dem Juſtiz⸗ 
oder Verwaltungsdienſt zu widmen und es wird 
für wohlhabende Familien die Folge haben, daß 
ſich ihre Söhne noch längere Zeit dem Korpsleben 
auf der Univerſität zuwenden. Man will jetzt 
allerlei Zwiſchenexamina einführen, um dem Unfleiß 
zu begegnen. Nun, dem Unfleiß würde weit mehr 
geſteuert werden, wenn nicht das Korpsſtudententum 
in der Weiſe wie jetzt von oben glorifizirt würde 
als würdigſte Form des Studentenlebens. (Leb⸗ 
hafter Wiederſpruch rechts.) Ich reſumire mich 
alſo dahln: Die Vorlage kann wegen ihrer ſpäten 
Einbringung nicht mehr gründlich genug erörtert 
werden. Mag man immerhin in der Einteilung 
der praktiſchen Vorbereltungszeit zwiſchen Juſtiz 
und Verwaltung der Vorlage nachgeben. Man 
ſollte aber nicht durch ein großes formelles Geſetz 
die Reform gewiſſermaßen für abſehbare Zeit ab⸗ 
ſchlileßen. Von Grund aus muß reſormirt werden, 
wenn überhaupt die höhere Verwaltung in Preußen 
gegenüber derjenigen in anderen Staaten ſich den 
Ruf erhalten will, den fie lange Zeit hindurch be⸗ 
ſeſſen hat, auf den ſie aber heute nicht mehr in 
demſelben Maße wie früher Anſpruch machen kann. 
(Beifall links.) 

Miniſter Frhr. v. Ueinbaben: Daß der Abg. 
Richter die Qualität zum Domänen⸗Departements⸗ 
rat hat, das hat er heute durch ſeine gründliche 
Kenntnis der einſchlägigen Verhältniſſe gezeigt. 
Wenn der Abg. Richter Luft hat, zum Domänen 
Departementsrat ſich zu melden, jo würden wir 
ſeine Meldung wohlwollend berückſichtigen. (Große 
Heiterkeit.) Der Abg. Richter will eine Scheldung 
des Studienganges für Juriſten und Verwaltungs⸗ 
beamte bereits auf der Univerſität eintreten laſſen. 
Das iſt eine Frage, über die man durchaus disku⸗ 
tiren kann. Ich glaube aber nicht, daß der Ver, 
wal tungsbeamte auf eine gründliche juriſtiſche Vor⸗ 
bildung verzichten kann. Im römiſchen Recht ſind 
die Rechtsbegriffe als ſolche für alle Zeit und 
Ewigkeit fejtgelegt und auch der Verwaltungsbe⸗ 
amte iſt nicht denkbar ohne die gründliche Kenntnis 
des xömlichen Rechts. Der Verwaltungsbeamte, 
der nichts verſteht vom Grundbuch- und Hypotheken⸗ 
weſen und von Nachlaßſachen, der entbehrt not⸗ 
wendige, weſentliche Kenntniſſe. Ich würde es 
beklagen — namentlich aus fozialen Rückſichten 
wenn eine Scheidung zwiſchen Juriſten und Ver⸗ 
waltungsbeamten ſchon auf der Univerſität ſtattfinde. 
Darin gebe ich den Abg. Richter Recht, daß mit 
der Vorlage allein noch nicht die gründliche Aus⸗ 
bildung in der Verwaltung erreicht wird. Es wird 
zu erwägen fein, die Kenntniſſe der Referendare 
nach der Seite des öffentlichen Rechts und der 
Staatswiſſenſchaften zu erweitern. Das bisherige 
Syſtem, die Verwaltungsbeamten aus der Juſtiz 
zu nehmen, hatte einen gewiſſen Vorzug. Aber 
dann wäre es, worauf der Abg. Richter mit Recht 
hingewleſen hat, unerläßlich, dieſen Beamten nach⸗ 
träglich noch eine ſtaatswiſſenſchaftliche Ausbildung 
zu geben, denn das iſt der große Mangel bei 
unſeren Juſtlizbeamten, daß ihnen die gründliche 
Ausbildung auf diefem Gebiet fehlt. Die bisherige 
Ausbildung hat den großen Mangel, daß man 
beide Wege gehen wollte; man wollte tüchtige 
Juriſten und tüchtige Verwaltungsbeamte zugleich 
haben. Dieſer Weg hat ſich auf die Dauer als 
ungangbar erwieſen. (Beifall rechts.) 

Abg. Frhr. v. Richthofen (konſ.): Was der 
Abg. Richten über die Ausdildung der Verwal⸗ 
tungsbeamter geſagt hat, halten auch wir für 
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richtig. Das findet ſich ja häufig, daß, wenn von 
der Linken einzelne Herren ſtehen auf denſelben 
Gebieten, auf denen wir tätig find, fie dieſelben 
Anſchauungen haben, wie wir. Ich erinnere nur 
an das Beiſpiel des Abg. Pohl (Lachen links), der 
öfters ganz ähnlichen Anſichten Ausdruck gegeben 
hat, wie wir. Was das Juriſtengeſetz betrifft, fo 
iſt die große Mehrheit meiner Partei der Anſicht, 
daß ſie einer Verlängerung der Univerſitätsſtudien 
und einer Verkürzung der praktiſchen Vorbereltungs⸗ 
zeit nicht zuſtimmen kann. Und ſie iſt weiter der 
Anſicht, daß das Juriſtengeſetz keine geeignete 
Grundlage für eine Verſtändigung bildet. Die 
juriſtiſche Ausbildung iſt nach unſerer Meinung 
für die Verwaltungsbeamten die Hauptſache. 

Abg. Irhr. v. Zedlitz (ft.) iſt der Anſicht, 
daß die ganze Entwickelung unſerer Zelt ſpäter 
dahin drängen werde, eine noch weitergehende 
Trennung der juriſtiſchen von der abminfftrativen 
Laufbahn vorzunehmen als ſie jetzt vorgeſehen ſel. 

Abg. peltaſohn (Frei. Vgg.,) erkennt in der 
Vorlage einen Fortſchritt. Seine Freunde würden 
ſich bemühen, ſie in der Kommiſſion weiter aus⸗ 
zugeſtalten. Wünſchenswert jet, daß ſich beſtimmte 
beſonders geeignete Richter dem Vorbereitungsdienſt 
widmen. 

Abg. Dr. Friedberg (nl.): Eine Ausbll⸗ 
dungszeit von 8 Monaten im Juſtlzdienſt genügt 
für den Verwaltungsbeamten nicht. Das Rechts⸗ 
ſtudium iſt für den künftigen Verwaltungsbeamten 
unentbehrlich. Dem Vorſchlage auf Einrichtung 
beſonderer ſtaatswiſſenſchaftlicher Fakultäten kann 
ich mich nicht anſchließen; wo man bisher der⸗ 
artige Verſuche unternommen hat, ſind ſie ge⸗ 
ſcheitert. Viel wichtiger als alle Examina iſt die 
richtige Auswahl der Perſonen. 

Abg. v. Savigny (Ctr.) erblickt in dem Ge⸗ 
ſetz einen weſentlichen Fortſchritt. 

Die Vorlage wird an eine Kommiſſion von 
21 Mitgliedern verwieſen. 

Freitag: Kleinere Vorlagen. Schluß 5 Uhr. 


Stimmen der Preſſe. 


—0 Die Dentmalspolitit wird in den Blättern 
von Bedeutung vielfach erwogen aus Anlaß des 
den Verein. Staaten vom Kaiſer geſchenkten 
Friedrichs⸗Denkmals. Die Einbringung einer Re⸗ 
jolutton gegen die Präſent⸗Annahme wird von ge⸗ 
wiſſer Seite als Engherzigkeit bezeichnet. Anders 
denkt darüber der frelſinnige Abg. Dr. Barth. 
In der „Natlon“ welſt er auf gewiſſe Imponderabi⸗ 
lien hin die auf die Beurteilung eines derartigen 
Geſchenkes einen nicht weſentlichen Einfluß ausüben: 

Friedrich der Große war ein Monarch, der 
bei aller philoſophiſchen Vorurteilsloſigkelt doch 
ein ſpecifiſch deutſcher, ja, man kann Jagen, preu⸗ 
ßiſcher Nationalheld iſt, der Schöpfer der Groß⸗ 
macht Preußen. Seine weltbürgerlichen Ideen 
gingen nicht gerade tief. Wenn elnem ſolchen 
Monarchen, jo führt Dr. Barth hierzu weiter 
aus, „in der Hauptſtadt einer großen Republik 
auf öffentlichem Platze ein Denkmal errichtet wird, 
jo ſetzt die Aufſtellung eines ſolchen Monuments 
bei dem Stifter wie bei dem Empfänger eine 
ungewöhnliche nationale Vorurteilsloſigkeit voraus, 
ein volles Verſtändnis auch für die Größe der 

Helden einer fremden Nation.. Aus dem⸗ 

ſelben Gelſt heraus würden auch freigeſinnte Deutſche 
die Errichtung einer Statue von George Waſhing⸗ 
ton oder Abraham Lincoln in Berlin, würdigen. 
Auch in dieſen beiden Männern, ſo ſehr dieſelben 
jpecififche amerikaniſche Nationalhelden find, ſteckt 
ſo viel rein menſchliche Größe, doß man ihnen 
außerhalb der Grenzen des eigenen Landes eben- 
falls den Zoll der Verehrung und Bewunderung, 
wie er in der Aufſtellung eines öffentlichen 

Denkmals liegt, entrichten kann, ohne dem 

eigenen Natlonalgefühl etwas zu vergeben 

Die Anerkennung fremdlündiſcher Verdienſte iſt aber 

an gewiſſe Grenzen geknüpft, die vom Volks⸗ 

empfinden gezogen werden. Die Denkmalſtiftungen 
des deutſchen Kalſers in fremden Ländern find 
wohl geeignet, ſolche Grenzen zu erweitern; fie 
find ſichtbare Proteſte gegen nationale Engherzig⸗ 
keit, Monumente einer weltbürgerlichen Geſinnung, 
dle man ſelbſtverſtändlich nicht blos anderen Völkern 
zumuten darf, ſondern in erſter Linie auch ſelbſt 
betätigen muß. Das Denkmal Frledrichs des 

Großen in Waſhington hat neben allem anderen 

auch eine ſolche weltbürgerliche Miſſion zu erfüllen, 

und gerade darin ſcheint der Hauptwert dieſes 
kalſerlichen Geſchenks zu beruhen. 


Luſtige Ecke. 

Ein Kemmer. .: „Wie ich höre, ſoll der 
Weg zur Berühmtheit als Theater⸗Dame gar nicht 
fo leicht fein, ſondern voller Steine.“ B.: „Ja- 
wohl, aber es ſind lauter echte Steine.“ 
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Stadtuerordneten-Sitzung. 
Thorn, 28. Mai. 


Anweſend vom Magiſtrat: die beiden Bürger⸗ 
meiſter und 5 Stadträte, vom Kollegium: 24 
Stadtverordnete. Stw.⸗Vorſteher Boethke eröffnet 
um 3 Uhr die Sitzung Ueber die erſte Vorlage 
referiert Stv. Adolf. 

Die Umzugskoſten werden einer neuen 
ſtädt. Lehrerin in Höhe von 24,05 Mk. erſtattet; 
ihre Eingabe, ihr auch die Hotelkoſten zu erſetzen, 
wird abſchlägig beſchieden. 

Den Stellentauſch zweier Lehrer, in der 
Art, daß Herr Panzram von der Müdchenſchule 
an die Jakobsvorſtadt⸗Schule an Stelle des Herrn 
Wroblewski (und umgekehrt) im Intereſſe des 
Dienſtes verſetzt wird, heißt man gut. 

Das Aufſuchen von Findelſteinen 
für die ſtädtiſche Verwaltung haben Koſtenſummen 
von 1440 und 1002 Mk. verurſacht. Während 
die letztere das Bauamt zu tragen hat, wird die 
erſtere der Forſtkaſſe aufgebürdet. 

Die Einnahmen aus dem neuen 
Leichenwagen werden der Teſtaments⸗ und 
Almoſenhaltung gutgeſchrieben. 

Die Stempelkoſten für ſfämtliche 
Prolongatlonsſcheine über abgeſchloſſene Verſiche⸗ 
rungen gegen Feuersgefahr, ca. 25 Mk., werden 
von der Kämmereikaſſe zu übernehmen ſein. 

Von dem Brunnenbau in Kielbaſin 
fallen auf die Stadt, als Patronin, 986 Mk. 
Koſten, die genehmigt werden. Der Pfarrer des 
Dorfes hat beſcheinigt, daß das Waſſer gut iſt; 
der Brunnenbauer hat eine einjährige Garantie 
übernommen. 

Das Grundſtück, Altſtadt 333, dem Ge⸗ 
richtsvollzieher Nitz gehörig, iſt von der Stadt mit 
3000 Mk. beliehen; eine weitere 2500 Mk.⸗ 
Hypothek wird bewilligt. 

Von dem Finalabſchlußder Spar⸗ 
taſſe wird Kenntnis genommen, die Bildung 
elues. Kurs⸗Rückſchlagfonds bewilligt, um Schwan⸗ 
kungen in den Kurſen zu begegnen. Bürgermeiſter 
Stachowitz gibt dazu eine kurze Aufklärung. 

Eine Neuordnung der Gebäudes, 
Grund⸗ und Gewerbe⸗Steuer haben die Miniſter der 
Finanzen und des Innern angeregt, indem ſie in 
einem Anſchreiben zur angeblichen Vereinfachung der 
Realſteuern es durchblicken laſſen, daß ſie eine allge⸗ 
meine Grund⸗ und eine Bauplatz⸗Steuer herbeigeführt 
ſehen möchten. Die erſte würde die Grundbeſitzer 
allzu ſtark belaſten, wiewohl ſich hier die Verhält⸗ 
niſſe nicht geändert haben; die letztere iſt unge⸗ 
eignet für Thorn, da keine bedeutenden Bauplätze 
vorhanden. Magiſtrat und Stadtverordnete ſind 
nicht dafür zu haben. 

Von der Rechnung der Katha⸗ 
rinen⸗Hoſpitals⸗Kaſſe wird Kenntnis 
genommen. 

Die Umzugskoſten, in Höhe von 
30 M., werden dem neuen Tierarzt bewilligt, 
ebenſo eine jährliche Wohnungsentſchädigung von 
150 M. in monatlichen Raten vom 1. Mal ab. 
Stadtrat Dietrich teilt mit, daß über kurz oder 
lang eine Vorlage zum Umbau des Schlachthauſes 
einlaufen werde, die gleichzeitig eine Wohnung für 
den Tierarzt vorſehen werde, da es im Intereſſe 
der Stadt unbedingt nötig ſei, daß dieſer im 
Schlachthauſe wohne. 

Für die Schlachthauskaſſe werden 
39 M. nachbewilligt. 

Ueber den Reſt 
Stv. Henſel. 

Verpachtet iſt das Gelände nördl. vom 
Fort Friedr. d. Gr. an die 70. Inf.⸗Brig. zum 
Preiſe von 2000 M. Dieſe iſt darum eingekom⸗ 
men, die Pacht halbjährlich und zwar pofinume- 
rando bezahlen zu dürfen. Bewilligt. 

In den Verwaltungs ausſchuß 
in die Artusſtiftdeputatlon und die Kommiſſion zum 
Umbau im Rathauſe war Stv. Mehrlein gewählt. 
Dieſer hat wegen Arbeitsüberlaſtung abgelehnt. 
Es werden an ſeiner Statt gewählt in die drei 
Kommiſſionen die Stvv. Zährer, Refflien 
und Kotze. 

In die Baudeputation hatte man 
den Stv. Kotze gewählt. Dabei iſt ein Irrtum 
vorgekommen, inſofern, als er in ſeiner Eigenſchaft 
als Stadtverordneter gewählt, wiewohl er ſchon 
Mitglied der Kommiſſion ſſt. Daher wählt man 
jetzt den Stv. Meinas in ſeiner Elgenſchaft als 
Kollegiums⸗Mitglied und an deſſen Stelle den 
Steinjegmeifler Buſſe. 

In die Grenz und Grundſtücks⸗ 
Kommiſſton wird an Stelle des ablehnenden 
Stv. Plehwe der Stv. Kotze gewählt. 

Die Fortbildungsſchule ſollte auf 
dem Platze vis-à-vis vom Amtsgericht errichtet 
werden. Der Reſſortminiſter hat die Bauſtelle 
durch einen Kommiſſar beſichtigen laſſen; dieſer 
findet ſie zu beſchränkt, da eine eventl. Er⸗ 
weiterung des Gebäudes hier nicht möglich jet. 
Man hat ſich daher geeinigt, den Platz rechts von 
der Kloſterſtraße, auf dem jetzt ſtädt. Materialien 
ruhen, zu wählen. Dieſe ſollen auf das Grund⸗ 
ſtück neben den Klärwerken überführt werden. 
Die Verſammlung gibt debattelos ihre Zuſtimmung. 

Hills förſter Wurg aus Kienitz wird 
für he 5 1. beſtätigt. 

rats⸗Regi neider 

wie zum 1. du denne ebe 
er Haus⸗ und Grundbeſitzer⸗ 
verein iſt darum eingekommen, die Gas⸗ und 
Waſſermeſſermieten aufzuheben. Mag. und Aus⸗ 
ſchuß haben das Verlangen abgelehnt. Stv. Sieg 
ſtellt den Antrag, das Geſuch dem Magiſtrat zur 
Erwägung für das nächſte Jahr zu übermitteln. 
1. Bürgermeiſter Dr. Kerften bittet um Ableh⸗ 
nung des Antrags: es gehe nicht an, den 
Magiſtrat heute ſchon zu binden; bei der nächſten 


der Vorlagen reſerlert 


Etatsberatung werde das Verlangen nach Abſchaf⸗ 
fung eo ipso erörtert werden. Stv. = Vorft. 
Boethke findet darin keine Bindung. 1. Bürger⸗ 
meiſter Dr. Uerſten: Wenn wir es überlegen 
ſollen! Stv. Sieg: Nein, erwägen. 1. Bürger⸗ 
meiſter Dr. Kerften: Das werde der Magiſtrat 
tun; dazu bedürfe es aber nicht erſt eines Extra⸗ 
Antrages. Stv. Sieg: Wenn ſpäter der Etat 
zur Beratung vorgelegt werde, ſei dleſer ſchon 
fertig, dann werde der Magiſtrat erklären: Ja, 
nun ſei der Etat fertig, jetzt ſei es zu ſpät. 
1. Bürgermeiſter Dr. Nerſten: Magiſtrat und 
Deputation werden ſicher daran denken, ohne daß 
ſolch Antrag geſtellt werde. Durch einen derartigen 
Beſchluß nähre man nur Hoffnungen, die eventl. 
nicht zu realiſieren ſelen. Dann werde die Unzu⸗ 
friedenheit noch größer. Sollte die pecunläre Lage 
der Stadt im nächſten Jahre ſich günſtig geſtaltet 
haben, werde der Magiſtrat allein damit kommen. 
Stv.⸗Vorſt. Boethke gibt dem Stv. Sieg anheim, 
nach dieſer Erklärung des Magiſtrats ſeinen Antrag 
zurückzuzlehen. Stv. Sieg: er tue das hiermit. 
(Stimme aus dem Plenum: Wozu? (Heiterkeit). 

Vonder Hebeſtelle der Kulmer Chauſſee 
will der jetzige Pächter entbunden ſein, da er 
nicht fertig werden kann. Der frühere Pächter 
Grunwald bietet 3940 M., der Magijtrat fordert 
4010 M. Es ſoll verſucht werden, ob dieſe 
Summe nicht zu erlangen iſt. 

Zum Bau des Organiſtenhauſes 
in Scharnau, wo Stadt Thorn Patronin, werden 
2394 M. verlangt und bewilligt. 


Ueber die Rohrleitung in dem ſog. 
Baumſchulenweg für Ent: und Bewäſſerung 
des dem Steinſetzmeiſter Groſſer gehörigen Neu- 
baus iſt zwiſchen dem Beſitzer und Maglſtrat ein 
ſchriftiiches Abkommen getroffen, das verleſen wird 
und Billigung der Verſammlung findet. 

Der Bürgerſteig in der Hofſtraße 
vor dem Fehlauer'ſchen Grundſtücks ſoll geregelt 
werden. Die Fläche von 1a Morgen wii der 
Beſitzer frei hergeben, wenn die Stadt die Regu⸗ 
lierungskoſten übernimmt. Zugeſtimmt. 


Die Thalſtraße ſoll geregelt werden. 
Die Koſten dazu werden bewilligt. Vom Ma⸗ 
giſtratstiſche teilt man mit, daß mit ſämtlichen 
Anliegern eine Elnigung erzielt ſei, nur Herr 
Bader lebe mit der Stadt noch im Prozeß. 
Auf Anfrage des Stv. Lambeck, ob auch 
die Gartenſtraße mitgeregelt werden ſoll, giebt 
Stadrat Kelch eine verneinende Antwort: 
das komme ſpäter. — In der Jakobſtraße 
ſoll das Trottoir umgelegt werden. Der Antrag 
der betr. Commiſſton noch eine Anzahl anderer 
Straßen gleichfalls zu bedenken, iſt vom Maglſtrat 
abgelehnt aus finanziellen Rückſichten, da die Arbeiten 
in der Jacobſtraße allein ſchon 1800 M. erfordern. 
Die Verſammlung erklärt ohne Debatte ihre 
Zuſtimmung. 

Der Bebauungsplan für Kolonie Welßhof 
wird genehmigt. Es handelt ſich um die Siche— 
rung der Vorgärten. 

Der Bebauungsplan für die Wilhelms⸗ 
ſtadt liegt gleichfalls vor. In 3 Bauvierteln 
ſollen Vorgärten von je 4 m Breite vorgeſehen wer⸗ 
den. Neue Gebäude, die dort ohne Vorgärten er⸗ 
richtet, ſehen recht kahl aus. Das wolle man für die Zus 
kunft vermeiden; es handele ſich um den Platz für das 
neue Gouvernement und das Garntſonwaſchhaus, ſo⸗ 
wie den Kohlenplatz. Stadtrat Uelch macht darauf 
aufmerkſam, daß es ſich nicht allein darum handelt, 
ſondern auch um weſentliche Verſchiebungen in der 
Bauflucht. Referent Stv. Henſel beſtreltet das: 
in der Magiſtratsvorlage ſei davon nichts ent⸗ 


halten. Die nochmalige Vorleſung des Antrags 
ergibt die Richtigkeit dieſer Behauptung. Die Vor⸗ 
lage wird ohne weitere Discuſſion, aber bei 


großer Unruhe im Saal bewilligt. 

Für die Erd⸗ und Pflaſterungs⸗ 
arbeiten zur Regullexung des Viehhofs hat 
Maurermeiſter Soppart das Mindeſtgebot von 
2744 M., für die Lieferung von eiſernen Stangen 
daſelbſt ein ſolches von 1005,43 M. abgegeben. 
Magiſtrat beantragt den Zuſchlag. Stv. Romann 


bemängelt, daß man eiſerne Ständer an⸗ 
ſchaffen wolle. Hölzerne tun es auch. Die 
vorigen, aus Holz gearbeitet, haben 22 Jahre 


vorgehalten. Solche jeten ¼ billiger als eiſerne 
und halten vielleicht noch länger. Stadtrat 
dietrich macht Mitteilung von den Preiſen und 
erklärt: Die Einwendung des Vorredners nütze 
nichts mehr, die Arbeit ſei ja ſchon vergeben. 
(Zuruf: Das iſt doch kein ſtichhaltiger Grund !) 
Erſter Bürgermeiſter Dr. Uerſten: Das letztere 
jet allerdings kein Grund, denn das letzte Wort 
habe noch die Verſammlung. Von dieſer ſeien 
aber im Prineip die eiſernen Ständer ſchon ange⸗ 
nommen worden. Daß ſolche beſſer und länger 
halten, als hölzerne, ſei wohl kaum zu bezweifeln. 
Die hölzernen, die bisher zur Verwendung gelangt, 
ſeien derartig ſchlecht geweſen, daß man noch 
Tiere hätte anbinden können. Stv. Romann zieht, 
nachdem er kurz belehrt, woran ſich auch Stv. 
Wolff beteiligt, daß die Anſchaffung der eiſernen 
Ständer während ſeiner Abweſenheit ſchon be⸗ 
ſchloſſen worden jet, ſeinen Antrag auf Aufſtellung 
von hölzernen zurück. Die Magiſtratsvorlage wird 
genehmigt. 

Zum Armendeputierten wird Herr 
Staedtke gewählt. 

Ein 2m breiter Streifen Land 
wird dem Seilermeiſter Albrecht zu einer Jahres⸗ 
pacht von 1 Mk. überlaſſen. 

Den Betriebs bericht über die 
Gasanſtalt nimmt die Verſamwlung entgegen. 


Schluß der Sitzung: 4,40 Uhr. 


Leichenfeier bei. 


Rechtspflege. 

+ Pfinofiwetter und Kellner. Vor dem Ge⸗ 
werbegericht zu Breslau wurde am 26. Mat ein 
intereſſanter Fall verhandelt. Der Inhaber eines 
größeren Gartenetabliſſements beſtellte am dritten 
Pfingſtfeiertage bei dem Arbeitsnachweis des Kellner⸗ 
bundes für den Nachmittagsdienſt 20 Kellner. 
Die Leute erſchienen zur beſtimmten Stunde. Da 
das Wetter aber ſehr trübe und kühl war, hieß 
der Oberkellner ſie warten, in der Hoffnung, daß 
das Wetter ſich vielleicht doch noch aufklären würde. 
Dieſe Hoffnung erwies ſich jedoch als trügeriſch. 
Gegen 5½ Uhr gaben die Leute das Warten 
auf und meldeten ſich im Comtoir, um eine Entſchä⸗ 
digung für den entgangenen Verdienſt in Empfang 
zu nehmen. Der Wirt erklärte, daß er einem 
jeden 50 Pf. zahlen wolle, womit alle bis auf 
zwei Kellner einverſtanden waren. Einer von den 
Beiden nahm aber trotzdem die angebotenen 50 
Pf. auch an. Dieſe beiden Kellner. klagten gegen 
den Wirt auf Zahlung einer Entſchädigung von je 
6 M., 2 M. Lohn und 4 M. Trinkgelder. Sie 
behaupteten, daß fie nur auf Geheiß des Ober⸗ 
kellners gewartet hätten und deshalb der Wirt ver⸗ 
pflichtet wäre, ſie zu entſchädigen. Der Leiter des 
Kellnerbundes, der als Sachverſtändiger 
vernommen wurde, begutachtete, daß die Kläger 
kein Recht zu einer Forderung haben, da ihre 
Beſtellung durch den Arbeitsnachwels noch feine 
Annahme durch den Wirt bedinge; ein Verdlenſt 
jet ihnen überhaupt nicht entgangen, da fie um 
dieſe Zeit einen anderen Platz nicht hätten finden 
können, denn alle Gärten beſorgten ihr Perſonal 
ſchon des Vormittags. Nachmittags ſelen alle 
Plätze voll beſetzt. — Dieſer Anſicht ſchloß das 
Gericht ſich nicht an; wenn die Aushilfskräfte 
ſich zur beſtimmten Stunde einfinden und nicht 
bald beſchäftigt werden können, ſo muß ihnen 
das Warten freigeſtellt werden, tun ſie das aus 
freien Stücken, dann iſt der Wirt nicht entſchädi⸗ 
gungspflichtig, eine Entſchändigungspflicht tritt aber 
ſobald ein, wenn ſie vom Wirt oder deſſen Ver⸗ 
treter zum längeren Verweilen veranlaßt werden. 
Der Kläger, der die ihm angebotenen 50 Pf. an⸗ 
genommen hatte, wurde für abgefunden erklärt, 
dem anderen Kläger aber wurden vom Gericht 2 
M. zugeſprochen, mit dem Anſpruch auf Erſatz 
von Trinkgeldern wurde er jedoch abgewieſen. Denn 
es wurde angenommen, daß er ſolche nicht einbe⸗ 
kommen hätte, ſelbſt wenn er beſchäftigt worden 
wäre, da der Beſuch ein ſehr ſchwacher geweſen. 

— 


Vermiſchtes. 


— Ein Freund der alten Trachten iſt 
der Kaiſer. Er hat vor längerer Zeit Anweiſung 
gegeben, daß das Intereſſe für die Erhaltung 
ſolcher Trachten wach gehalten werde. Auch dle 
Raijerin iſt den alten Trachten ſehr zugetan. 
Dieſer Tage hatte ſich die Kalſerin nach Baden⸗ 
weiler begeben, um dem Großherzoge von Baden und 
ſeiner Gemahlin einen Beſuch abzuſtatten. Im Schloß 
wurden die Ankommenden von der Kaiſertochter und 
den Damen des Gefolges empfangen, und zwar 
in altmarkgräflicher Tracht und nach alemanniſcher 
Art begrüßt. Die Trachten waren auf Veran⸗ 
laſſung der Kaiſerin eigens zu dieſem Zweck an⸗ 
gefertigt worden. Von der ſchönen Gruppe hat 
die Kalſerin mehrere photographiſche Aufnahmen 
gemacht, um die Bilder dem Kalſer, dem Groß⸗ 
herzogspaare und dem Gefolge zum Andenken zu 
ſchenlten. Wie verlautet, gedenkt der Kaiſer im 
nächſten Winter im Berliner Schloſſe einen 
Trachten ⸗Hofball zu veranſtalten. 

— die Leichenfeier für den Erzbiſchof 
Simar von Köln erfolgte geſtern. Als Ver⸗ 
treter des Kalſers wohnte Oberpräſident Naſſe der 
Erſchienen waren ferner die 
Biſchöfe von Trier, Paderborn und Limburg. 
Es bewegte ſich der Trauerzug, an dem ſich viele 
auswärtige und einheimiſche Corporationen mit 
Fahnen und Standarten beteiligten, zum Dom, 
wo Dompropſt Dr. Berlage die Traurrede hielt. 
Die Straßen, durch die ſich der Zug bewegte, 
ſowie der Domplatz waren kath. Mannſchaften 
der Garniſon, die ſich frei azu erboten hatten, 
abgeſperrt. 

— durchgebrannt! Im Hotel Beaurlvage 
zu Venedig wurde der 22 Jährige Student 
Hans Tewener aus Berlin, Sohn eines Unter⸗ 
nehmers, verhaftet. Er war mit einer großen 
Geldſumme und in Begleitung einer jungen Dame, 
Thekla Jahn, ſeinem Vater durchgegangen. Das 
Pärchen wurde in dem Augenblick feſtgenommen, 
als der Student das Mädchen und ſich erſchießen 
wollte. 

— die Lieblingsblume des Kaiſers ſollte, 
wie kürzlich angegeben wurde, die rote N elke 
fein. Bel den Beratungen über die Spalierbils 
dung bei der Anweſenheit des Kalſers in Aachen 
machte ein Stadtverordneter den Vorſchlag; es 
möchten alle an der Spalierbildung beteiligten 
Perſonen eine rote Nelke im Knopfloch tragen. 
Die Abſicht ſcheiterte an dem Widerſpruch des 
Pollzelpräſidenten, der auf einen früheren Aus⸗ 
ſpruch des Kalſers hinwies, wonach dieſer aus⸗ 
drücklich abgelehnt hätte, eine beſtimmte Blume als 
ſeine Lieblingsblume zu bezeichnen. 

— der Uaiſer als Hornbläjer. Bei 
ſeinem jüngſten Aufenthalt auf der Saalburg 
wurde dem Kaiſer vom Baurat Jacobi die Mit⸗ 
tellung gemacht, daß die Ausgrabungen ein alt: 
römiſches Horn zu Tage gefördert hätten. Der 
Monarch ließ ſich den Fundgegenſtand zeigen und 
fragte lächelnd: „Jacob, können Sie blaſen?“ 
„Nein, Majeſtät.“ „Ich auch nicht,“ bemerkte er, 
und wandte ſich an ſeine Umgebung mit der Frage, 
ob einer der Herren in den Künſten des Trom⸗ 
peters erfahren ſei. Die Herren vom Militär ſo⸗ 


* 


wohl, als auch die vom Civil verneinten, worauf 
Baurat Jacobi auf einen Arbeiter hinwies, der 
beim Militär Trompeter geweſen. Man citirte 
den Mann. „Sie können blaſen?“ „Zu Befehl 
Majeſtät.“ „Na, dann blaſen Sie mal auf dieſem 
Horn!“ Der Arbeiter ſetzte das Inſtrument an 
den Mund und entlockte ihm einige grunzende 
Töne, während er es zu einer Fanfare nicht 
bringen konnte, ſo ſehr er ſich auch bemühte. 
Als eine harmoniſche Aeußerung des Fundſtäckes, 
aller Verſuche ungeachtet, nicht zu erzielen war, 
nahm er dem Manne das Horn wieder ab und 
ſetzte es — was von den Zeugen der Scene leb⸗ 
haft bemerkt wurde — ohne es abzuwiſchen 
an die Lippen und blles. Majeſtät brachte es 
aber auch über einige furchtbare Diſſonanzen nicht 
hinaus. Er gab das Horn an Jacobi zurück und 
ſchenkte dem Arbeiter eine Cigarre, die dieſer in 
feinem Kittel verbarg. „Willſt Du fie nicht 
rauchen?“ fragte der Kalſer. „Nein Majeſtät“. 
„Warum nicht?“ „Die heb ich mir auf als An⸗ 
denken.“ „So,“ erwiderte der Kaiſer, „da wird 
aber nichts daraus, mein Junge; die Cigarre ſteckſt 
Du Dir jetzt an — hat einer der Herren Feuer?“ 
Das ganze Gefolge fährt in die Taſche und ein 
General entzündet ein Schwediſches, das er dem 
Arbeiter reicht. „So, ſie brennt ja ganz ſchön 
und hier haſt Du eine zweite, die kannſt Du 
meinetwegen als Andenken aufbewahren.“ 

— der Storch als Hochzeitsgaſt. Einen 
originellen Abſchluß hatte eine auf dem Standes⸗ 
amte in Erfurt vor ſich gegangene Trauung. 
Kaum war das Ehebündnis geſchloſſen, ſo klopfte 
der Klapperſtorch an. Bald darauf genas bie 
junge Frau eines munteren Knäbleins. Dieſes iſt 
wenigſtens ehelich. Die kirchliche Trauung mußte 
verſchoben werden. 

— die böſen Fremdwörter. Ein Hauswirt 
hatte kraft ſeines geſetzlichen Pfandrechtes einem 
mit Hinterlaſſung einer Mietsſchuld ausziehenden 
Mieter verjchiedene entbehrliche Möbelſtücke zurück⸗ 
behalten. Bald darauf meldete ſich ein Handels⸗ 
mann, der die Möbel als ſein Eigentum in Ans 
ſpruch nahm, und da der Hauswirt ſie trotzdem 
nicht freigab, auf Herausgabe klagte. Vor dem 
Amtsgericht erſchlen als Vertreter des Klägers ein 
Konzipient, der früher Arbeiter geweſen war 
und erſt unlängſt fein jurlſtiſches Genie entdeckt 
hatte. Er trug die Klage vor und ſagte da 
bel: der Hauswirt habe die Sachen unrechtmüßliger 
Welſe retournirt. „Hat er das getan?“ — 
unterbrach ihn der Richter, „ich habe es ſo ſchon 
in ihrer Klageſchrift geleſen, hielt es aber für einen 
Schreibfehler.“ Nein, nein,“ verſicherte eifrig der 
Volksanwalt, „er hat ſie wirklich retournirt.“ „Na, 
warum klagen Sie denn da?“ ſagte lächelnd 
der Richter, „mehr können ſie doch von dem 
Manne wirklich nicht verlangen, als daß er Ihnen 
die gepfündeten Sachen retournirt.“ Der Herr 
Rechtskonſulent machte ein ſehr verblüfftes Geſicht 
und wußte nichts darauf zu jagen, bis der Richter 
ihm klar machte, daß zwiſchen vetournixen und 
retinſren denn doch ein kleiner Unterſchied jet. 


Vom Hüchertiſch. 


In der „Frühlings nummer“ der „Moder ⸗ 
nen Kun ſt“ (Verlag von Rich. Bong, Berlin WI. 57. 
Preis des Heſts 2 Mk. für Abonnenten 1,20 Mk.) ſingt 
Franz Held in dem Gedicht, das die Nummer eröffnet : 
„Der Spielmann zieht in den Frühlingswald“. Er ſchlägt 
den richtigen Ton an. In Bild und Wort leuchtet und 
klungt uns aus dieſem überaus reichen Heft, das ſich in 
ſchmucken lichtem Feſtgewand präſentiert, Frühlengsluft ent⸗ 
gegen. Anſtatt der üblichen 3 giebts dieſes Mal 7 Kunſt⸗ 
beilagen, worunter eine buntfarbige nach Leopold Schmutz ⸗ 
lers graziöſer Schaukelſcene „Frühlingsluſt,“ während die 
6 auf der Höhe der heutigen Technik ſtehenden Holzſchnitle 
nach Gemälden von Rondel, Andreotti, A. Schwarz, Spanyik 
H. Alberti und nach einer Statue von Al. Cbarpentier ge⸗ 
fertigt worden find. Sehr intereſſieren wird auch all' der 
übrige reiche Inhalt. Wo man auch dieſes Heft, eine wirk⸗ 
liche „Feſtnummer,“ aufſchlägt — überall werden Auge und 
Gedanke gefeſſelt. Der Verlag kann des großen Erfolges 
auch dieſer ſeiner jungen „Frühlingsnummer“ ſicher ſein. 
Sie macht ihm Ehre. 

Herm. Lorenz, Die Klage vor den Amts, Ge⸗ 
werbegerichten und den Schiedsgerichten für Arbeiterver⸗ 
ſicherung ſowie die Zwangsvollſtreckung. Verlag von Rich. 
10 P70 Leipzig, — 27. Preis 60 Pfg., Porto 
1 g. 


Handelsnachrichten. 


Amtliche Notirungen der Danziger Börle. 
Danzig, den 28. Mai 1902, 


Für Getreide, Hülſenfrüchte und 
dem notirten Preiſe 2 M. per Tonne ſogenannte orel, 
Provifionufancemäßig vom Käufer an den Verkäufer vergütet 
Weizen per Tonne von 1000 Riloar. 

inländ, hochbunt und weiß 713798 Gr. 180189 Mk. 

inländiſch bunt 713 Gr. 174 Mk. 

inländiſch roth 713 — 772 Gr. 172— 173 Mk. 
Roggen 3 von 1000 Kilogramm 

No t 

inländ. grobkörnig 750 Gr. 150 Mt. 
Gerſte N von 1000 Rilog. 

inländiſch große 644—696 Gr. 124127 Mk. 
Hafer per Tonne von 1000 Kilogr. 

inländiſcher 150 - 160 Mk. 
Kleie per 50 Kilogr. Weizen- 4,70 —4,82 Mt. 

Der Börſen-⸗Vorſtand. 


Amtl. Bericht der Bromderger Handelskammer. 
Bromberg, 28. Mai 1902. 

Weizen 176—181 Mk., abfallende Blaufpigige Qualität 

unter Notiz, alter Winterweizen ohne Handel. 

Roggen, geſunde Qualttät 147—151 Mk. 


Gerfte nach Qualität 120 —124 Mk. 
gute Brauwaare 126—130 Mk. 


Futtererbſen 142—155 Mk. 
Kocherbſen nom. 180—185 Mark. 
Hafer 140-147 Mk., feinfter über Notiz. 
Der Vorſtand der Productenbörſe⸗ 


Druck und Verlag der Ratebuchdruckerei E un ſt Lam de d, für die Redaktion verantwortlich: Curt Loſch; beide in Thorn. 


— 


— T— 


— ti 


— 


